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Zl. 182/J-NR/90, betreffend "Verkehrsentlastung 

der BevölJterung entlang der B 312" 

Vorerst darf ich darauf hinweisen. daß fUr bi- und multila­

terale Vereinbarungen das Bundesministerium fUr auswärtige 

Angelegenheiten bzw. hinsichtlich der Grenzabfertigung der 

Bundesminister fUr Finanzen federfUhrend zuständig sind. 

Ihre Fragen darf ich wie folgt beantworten: 

Zu den Fragen 1 bis 3; 
"Wurde in Verkehrsverhandlungen mit der BRD und Bayern die 
Möglichkeit einer Ausdehnung der vereinfachten Abfertigung 
vom Kleinen Deutschen Eck auf das Große Deutsche Eck (Auto­
bahn Salzburg-Rosenheim-Kufstein) verhandelt? 

Wenn ja zu Frage 1. wie oft wurde diese Lösungsvariante bis­
her mit der BRD bzw. Bayern verhandelt? 

Wenn ja zu Frage 1. wann wurden darUber zuletzt Gespräche 
gefUhrt?" 

Die der Anfrage zugrundeliegende Intention der Möglichkeit 

einer Ausdehnung der vereinfachten Abfertigung vom Kleinen 

Deutschen Eck auf das Große Deutsche Eck wurde zuletzt im 

Rahmen von Gesprächsrunden zwischen österreich und der BRD -

an denen auch ein Vertreter des Landes Tirol teilnahm - Uber 
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ein Nachtfahrverbot im Raum Bad Reichenhall seitens der Ver­

treter der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft ge­

fordert. 

Dies wurde von der deutschen Seite mit dem Hinweis abgelehnt, 

daß sich bei einem Ausweichen Uber das "Große Deutsche Eck" 

dieselben Umweltprobleme ergeben wUrden wie bei Lofer. 

Im Hinblick auf diese Haltung der deutschen Delegation - die 

ja meinem Ressort aus vielen Gesprächsrunden seit Jahren be­

kannt ist - war eine Weiterverfolgung dieser Forderung der 

Wirtschaft bei weiteren Gesprächsrunden. die ebenfalls unter 

der Federführung des dafUr zuständigen Bundesministeriums fUr 

auswärtige Angelegenheiten standen, nicht zielfUhrend. Uber­

dies mUßten dabei die Abfertigungskapazitäten an der Grenze 

in Kiefersfelden erweitert werden, was gegenUber der Be­

völkerung in Kufstein und im lnntal nur schwer vertreten 

werden kann. DarUber hinaus wUrde dies, da die deutsche Seite 

eine Kontingentfreistellung des "Großen Deutschen Ecks" 

stets abgelehnt hat, angesichts der grundsätzlichen Gegen­

seitigkeit von Kontingentregelungen zu einer Kontingenter­

höhung und damit zu einem Verkehrszuwachs vermutlich in 

erster Linie auf der lnntalautobahn fUhren. 

Die erste der genannten Gesprächsrunden fand am 26. Jänner 

1988 statt. Weitere Gesprächsrunden waren am 29. April 1988. 

8. November 1988, 30. Juni 1989 und sm 20. Oktober 1989. 

,?;U Frage 4: 
"Bestehen seitens des Bundesministeriums für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr Kontakte mit den Behörden der 
deutschen Grenzbezirke Reichenhall und Berchtesgaden. die 
gleichgelagerte Interessen wie die 5sterreichischen Anrainer­
bl'?zirke der B 312 haben?" 

Von seiten des Bundesministeriums fUr Bffentliche Wirtschaft 

und Verkehr besteht im Rahmen der bilateralen Angelegenheiten 
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Kontakt mit dem Bundesverkehrsministerium in Bonn. Bi- und 

multilaterale Kontakte von obersten Bundesorganen mit regio­

nalen Beh6rden des Auslandes sind international nicht Ublich~ 

Es bestehen jedoch Kontakte der Länder Tirol. Salzburg und 

Vorarlberg mit dem Freistaat Bayern. um regionale Probleme zu 

lösen. 

Zu den Fragen 5 und 6; 
"Wenn nein. werden Sie seitens des Bundesministeriums fUr 
öffentliche Wirtschaft und Verkehr fUr eine Koordinierung der 
verkehrspolitischen Interessen der betroffenen öster­
reichischen und deutschen Grenzbezirke entlang der Route Uber 
das Kleine Deutsche Eck sorgen? 

Wenn nein, warum nicht'?" 

Das 6sterreichische Verkehrsministerium hat keinerlei Koordi­

nationsbefugnis hinsichtlich deutscher Grenzbezirke. Dies 

richtet sich vielmehr nach der deutschen Rechtslage. 

Auf Bundesebene gibt es in dieser Angelegenheit Kontakt mit 

dem dafUr zuständigen Bundesverkehrsministerium in Bonn. das 

zuerst die innerdeutsche Koordination vornimmt. Sofern es 

sich nicht um reine Landesvollziehung handelt - wie etwa An­

gelegenheiten der StVO -. wurde und wird vom Bundes­

ministerium fUr öffentliche Wirtschaft und Verkehr die Ko­

ordination auf österreichischer Seite vorgenommen~ Die Feder­

fUhrung liegt aber auch hierbei beim Bundesministerium für 

auswärtige Angelegenheiten. Verkehrsbeschränkungen - wie etwa 

LKW-Nacht fahrverbote - fallen, ausgenommen auf Autobahnen, in 

die autonome Landesvollziehung, sodaß dem Bundesminister fUr 

öffentliche Wirtschaft und Verkehr in diesen Angelegenheiten 

jedwede Mitwirkungs- und Entscheidungsbefugnis fehlt. 

~aqen 7 und 8; 
"Haben sie in den verkehrspolitischen Verhandlungen mit der 
BRD bzw. mit Bayern die umweltpolitischen Vorleistungen 
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Tirols insbesondere im Bereich des Gewässerschutzes ins 
Treffen gefUhrt, um eine fUr die österreichische Anrainerbe­
völkerung der B 312 umweltpolitisch verträglichere Verkehrs­
situation zu erreichen? 

Wenn nein, warum nicht?" 

Da es sich auf der B 312 Uberwiegend um innerösterreichischen 

Verkehr handelt, dUrfte die AnfUhrung der Vor~eistungen 

Tirols. insbesondere beim Gewässerschutz, gegenUber der 

deutschen Seite nicht greifen, da die deutsche Seite auch 

nicht Verursacher dieses Verkehrs ist. 

Die Tiroler Landesregierung hat ja als dafUr zuständige Lan­

desbehörde ein Nachtfahrverbot erlassen. um auch tatsächlich 

eine fUr die Anrainer verträgliche Situation zu schaffen. 

~u Frage 9: 
"Was werden Sie unternehmen, um die fUr das Kleine Deutsche 
Eck geltende Regelung für den innerösterreichischen Transit­
verkehr auf das Große Deutsche Eck (Autobahn Salzburg-Rosen­
heim-Kufstein) auszudehnen?" 

Wie bereits zu Fragepunkt 1 bis 3 ausgefUhrt, wurde dieses 

Ansinnen von der deutschen Seite abgelehnt. Uberdies wUrde 

dies zu einer Zunahme der deutsch-österreichischen Kontin­

gente fUhren. was sicher auch nicht im Interesse der an den 

Transitrouten lebenden Bevölkerung liegen wUrde. 

Abschließend darf erwähnt werden, daß die derzeitige 

Situation nicht durch unzureichende Kapazitäten der Bahn, 

sondern durch mangelhafte Inanspruchnahme des Bahnangebots 

durch die Wirtschaft verursacht ist. Die bereits frUhere In­

betriebnahme des Terminals Schönwies mußte - trotz ursprUng­

lieh gegebener Auslastungsgarantie der Vorarlberger Wirt­

schaft - wegen mangelnder Nachfrage eingestellt werden. Dies 

ist insbesondere deshalb bemerkenswert, da die Ankunfts- und 

Abfahrtszeiten exakt nach den WUnschen der Vorarlberger Wirt­

schaft gestaltet wurden und der Preis je Transportkilometer 

der niedrigste aller Rollenden Landstraßen in österreich war. 
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Auch die Auslastung des neuen Terminals W~rgl ist sehr 

gering. Die Lösung der Verkehrsprobleme Tirols kann nicht in 

Maßnahmen liegen. durch die der LKW-Verkehr in andere Re­

gionen umgelenkt wird, sondern nur durch Inanspruchnahme der 

freien Schienenkapazitäten. 

Wien, am 1!-Februar 1991 

De? B~ndeBminist~r 

/ / .I 1 / 

II/?~vzj 

244/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original) 5 von 5

www.parlament.gv.at




